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Keine Züge,
keine Kunden

Wie ein Kioskbetreiber unter den Bahnstreiks leidet – Bis zu 90 Prozent Umsatzeinbußen

Von Lukas Werthenbach

Leimen-St. Ilgen/Sandhausen. „Tote Ho-
se“ bedeutet es für Aziz Can und seinen
Kiosk, wenn bei der Deutschen Bahn mal
wieder gestreikt wird. „In den ersten vier
Stunden morgens kommen dann vielleicht
drei Kunden“, sagt er. Die Verzweiflung in
der Stimme des 49-Jährigen, der die Men-
schen in seinem Laden sonst so fröhlich be-
grüßt, ist deutlich zu hören. „Was ich da
einnehme, reicht nicht mal für meine
Stromkosten in dieser Zeit.“ Seit 2005 be-
treibt Can den Kiosk im Gebäude des
Bahnhofs St. Ilgen-Sandhausen. Eigent-
lich ein lukrativer Standort. Doch immer
wieder neue Einschränkungen und nicht
zuletzt die zahlreichen Streiks erschweren
dem St. Ilgener die ohnehin schon harte
Arbeit mit ihren sechs 13-Stunden-Tagen
in der Woche zunehmend. Die RNZ hat ihn
besucht: ein Gespräch zwischen Kaffee-
maschine, Kaugummis und Kippen.

„Die haben so viele Gewerkschaften,
gefühlt streiken die ja mittlerweile zehn-
malimJahr“,ärgertsichCanüberdieBahn.
Und dabei findet er sich sozusagen in einer
doppelt unglücklichen Lage wieder: Zum
einen leidet er selbst finanziell unter den
Folgen der Bahnstreiks – er spricht von 80
bis 90 Prozent Umsatzeinbußen; zum an-
deren bekommt er oft auch noch die Wut
der „gestrandeten“ Fahrgäste zu spüren.
„Egal ob ein Zug Verspätung hat oder aus-
fällt: Sie erfahren das am Bahnsteig und
lassen sich auf der Suche nach einem An-
sprechpartner dann erst mal bei mir aus“,
erzählt der gelernte Zimmermann, der in
der heutigen Türkei geboren wurde und mit
seinen aramäischen Eltern als Kleinkind
zunächst nach Norddeutschland kam. 1994
zog es ihn in die hiesige Region, wo er vor-
erst weiter als Zimmermann und Dach-
decker arbeitete. „Aber dann bekam ich
Rückenprobleme“, erzählt er. Und als An-
fang der 2000er die Räume im St. Ilgener
Bahnhof zum Ver-
kauf standen, ent-
schloss er sich für
den Schritt zum
Kiosk- und Bäcke-
reibetreiber. „Ich
habe das hier ge-
kauft, kernsaniert
und 2005 die beiden
Läden eröffnet“, erinnert er sich.

„Über 3000 Pendler kommen hier täg-
lich an den Bahnhof“, sagt Can. Der Ort
sei ein Knotenpunkt für Pendler und Schü-
ler aus vielen Ecken der Region. So lief das
Geschäft anfangs gut. Zigaretten, Geträn-
ke, Snacks, Kaffee und Zeitschriften gibt
es im Kiosk. Auch Lottoscheine werden an-
geboten. Doch Can erklärt, dass die Marge
bei vielen dieser Produkte sehr gering ist:
„Pro Zigarettenschachtel verdiene ich ge-

rade mal 15 Cent...“ Besser sehe es beim
Kaffee aus, der auch besonders gefragt sei.

„Früher haben wir in der Bäckerei
nebenan jeden Morgen bis zu 200 Kaffees
verkauft“, schwärmt der verheiratete Va-
ter vierer Kinder von besseren Zeiten. Doch
der Bahnhofausbau 2019, die damit ver-
bundenen Einschränkungen im Bahnbe-

trieb und die Coro-
na-Pandemie hät-
ten sein Geschäft
hart getroffen. „Und
dannkamenmitdem
Ukrainekrieg die
immer höheren
Energiekosten...“ Im
Frühjahr 2023 sah er

sich dazu gezwungen, die Bäckerei zu
schließen. „Sehr schade, das war so was wie
mein Baby“, sagt er – und ergänzt weh-
mütigschmunzelnd:„Ichhabeneulichnoch
gesehen, wie gut die Bäckerei im Internet
bewertet wurde – die einzige Bemerkung
unter ,negativ’ war, dass sie jetzt geschlos-
sen ist.“ Immerhin hat er diese Räume mitt-
lerweile vermietet, ein Imbiss zieht dort ein.

Ein weiterer Rückschlag für den Kiosk
sei übrigens der Abstieg des SV Sand-

hausen (SVS) im vergangenen Jahr in die
Dritte Liga gewesen, sagt Can: „Zu Zweit-
liga-Zeiten kamen da an den Wochenende
schon mal ein paar Tausend Fans und ha-
ben sich bei mir mit Getränken einge-
deckt.“ Der Andrang rund um die Heim-
spiele des SVS seit Sommer 2023 sei damit
nicht mehr vergleichbar. Doch vorerst will
Can auch weiterhin montags bis samstags
um 4 Uhr aufstehen, um dann ab 6 Uhr im
Laden zu stehen. Bis Ende vergangenen
Jahres hatte er noch eine Aushilfe, inzwi-
schen unterstützt ihn nur noch sein 18-jäh-
riger Sohn Gabriel.

Für den einen oder anderen Bahn-
streik-Tag erwägt er, erst um 10 Uhr zu öff-
nen. Denn während früher noch mehr
Fahrgäste von den Arbeitsniederlegungen
„kalt erwischt“ worden und in der Folge
als Kunden in seinen Kiosk gekommen sei-
en, wisse man heutzutage dank Smart-
phone meist frühzeitig Bescheid und steue-
re gar nicht erst den Bahnhof an: gut für
die Pendler, schlecht für den Kioskbetrei-
ber. Und wenn sich das Geschäft auf lan-
ge Sicht nicht mehr rechnet? „Dann wird’s
schwierig, einen Plan B gibt es nicht“, sagt
er. „Aber ich bin ein positiver Mensch...“

Aziz Can betreibt den Kiosk am Bahnhof St. Ilgen-Sandhausen. Foto: Werthenbach

Gefährdete
Verfassung
verteidigen!

Eppelheims Bürgervertreter
appellieren an alle Demokraten

Eppelheim. (fhs) Eine Resolution gegen
Rechtsextremismus hat der Eppelheimer
Gemeinderat als bisher erstes Gremium
dieser Art in der Region verabschiedet;
Bürgermeisterin Patricia Rebmann und
Vertreter aller vier im Gemeinderat ver-
tretenen Fraktionen unterzeichneten den
Appell „an alle demokratisch gesinnten
Menschen, diesen völkisch-nationalen
Strömungen entgegenzutreten und unse-
re im Grundgesetz verankerten Rechte
und Regeln zu verteidigen.“

Die gewählten Vertreterinnen und Ver-
treter der Eppelheimer Bürgerschaft und
Bürgermeisterin Rebmann verurteilten
„auf das Schärfste“ die unlängst in Pots-
dam beim Treffen Rechtsradikaler mit
Mitgliedern rechter und extrem nationa-
listischer Gruppen geforderte Deportation
deutscher Staatsbürger mit Migrations-
hintergrund ebenso wie von Menschen oh-
ne deutschen Pass. Neben Bürgermeiste-
rin Patricia Rebmann und SPD-Fraktions-
vorsitzender Renate Schmidt unterzeich-
neten das Schriftstück die Vorsitzende der
Grünen-Gemeinderatsfraktion, Christa
Balling-Gündling, der Vorsitzende der
CDU-/FDP-Ratsfraktion, Volker Wiegand
und der Sprecher der Eppelheimer Liste im
Gemeinderat, Bernd Binsch.

Die SPD-Fraktion im Wiesenbacher
Gemeinderat hat eine ähnlich lautende
Resolution an Bürgermeister Eric Gra-
benbauer und die anderen Fraktionen zur
Verabschiedung im Gemeinderat weiter-
geleitet. SPD-Ratsfrau Schmidt nahm die-
sen Entwurf als Vorlage für Eppelheim.

Das Recherchenetzwerk Correctiv
hatte aufgedeckt, dass im November AfD-
Politiker, Neonazis und Unternehmer in
einem Hotel bei Potsdam zusammenka-
men und über die Vertreibung von Mil-
lionen Menschen sprachen. In der Ep-
pelheimer Resolution heißt es weiter: Die
hinter dieser Feindseligkeit gegen Men-
schen mit Migrationsgeschichte stehen-
den Ideen „gründen auf völkisch-natio-
nalem Gedankengut und erinnern in fa-
taler Weise an das Gedankengut des Na-
tionalsozialismus vor 100 Jahren mit des-
sen ungeheuerlichen Folgen.“ Was in
Potsdam gefordert, erörtert und verein-
bart wurde, steht im Widerspruch zur
deutschen Verfassung, dem Grundgesetz.

Umweltverband lehnt Windräder auf Lammerskopf ab
BUND Steinachtal lud zu Veranstaltung ins Bürgerhaus – Standort wird mit Blick aufs Flora-Fauna-Habitat als nicht geeignet bewertet

Schönau. (agdo) Aus Sicht von Yassin
Cherid vom Dialogforum „Erneuerbare
Energien und Naturschutz“ ist der
Standort Lammerskopf (siehe weiterer
Artikel) für Windräder nicht geeignet.
Einer der Gründe dafür sei das Schwer-
punktvorkommen windenenergiesensi-
bler Arten, so Cherid. Das erfuhren rund
Interessierte bei der Veranstaltung unter
dem Titel „Die Position der Umweltver-
bände zum naturverträglichen Ausbau
der Windenergie im Licht der Klima-
krise“, die der BUND Steinachtal im Bür-
gerhaus Schönau veranstaltete.

Er freue sich, dass trotz des nicht ganz
so guten Wetters zahlreiche Interessierte
gekommen seien, sagte Jochen Schwarz,
Vorstand des BUND Steinachtal und
Vertreter des BUND-Regionalverbandes
Rhein-Neckar-Odenwald. Unter den Be-
suchern waren Schönaus Bürgermeister
Matthias Frick und der Grünen-Land-
tagsabgeordnete Hermino Katzenstein.
Einen Blick auf den naturverträglichen
Ausbau von Windenergie und eine Mei-
nung zum Thema Windpark Lammers-
kopf gab eben Yassin Cherid.

Bekanntlich planen die Heidelberger
Stadtwerke und drei Energiegenossen-
schaften auf einem 600 Hektar großen
Areal zwischen Heidelbergs Stadtteil
Ziegelhausen und der Gemeinde Schö-
nau einen Bürgerwindpark mit bis zu 15
Rotoren. Auch die Stadt Neckargemünd
will sich hieran beteiligen (s. weiterer Ar-
tikel). Das Thema sorgt für Kontroversen
bei Umweltschutzverbänden, Natur-
schützern und Bürgern. Kaum ein Thema
werde derzeit wohl so hin und her dis-
kutiert wie Windkraftanlagen, vor allem
aufgrund des Standorts, sagte Cherid.
Fakt sei, dass der Klimawandel in den ver-
gangenen Jahrzehnten rapide vorange-
schritten sei und auch Auswirkungen auf

die Artenvielfalt im Wald habe, so Che-
rid. Um die Klimakrise einzudämmen,
müsse man die Treibhausgasemissionen
senken. Daher gelte es, auf erneuerbare
Energien zu setzen. Das Dialogforum
Energiewende und Naturschutz möchte,
dass Planungen und Standortentschei-
dungen möglichst naturverträglich aus-
fallen. Cherid veranschaulichte den Kli-
mawandel unter anderem anhand zweier
Luftaufnahmen vom Schwarzwald aus
2016 und 2020. Alleine innerhalb dieser
vier Jahre war ein enormer Unterschied
zum einstigen Wald zu sehen. Die Fläche
im Jahr 2020 sah im Vergleich zu 2016 aus-
gedünnt und fast schon kahl aus.

Einen Windpark auf dem Lammers-
kopf zu errichten, sah Cherid aufgrund
der dortigen windenergiesensiblen Arten

kritisch. Er sprach sich dagegen aus. Dort
lebe etwa die in Baden-Württemberg vom
Aussterben bedrohte Mopsfledermaus.
Der Naturschutzbund (Nabu) Rhein-Ne-
ckar-Odenwald hatte sich bereits auf-
grund jenes Säugetiers gegen den Bau von
Windkraftanlagen am Lammerskopf
ausgesprochen. Zudem sei das Areal dort
ein ausgewiesenes Flora-Fauna-Habitat-
Gebiet mit wertvollem Waldmeister,
Hainsimse- und Buchenwald, meinte
Yassin Cherid. Im FFH-Gebiet gebe es
Lebensräume von Tieren und Pflanzen,
die nach EU-Recht geschützt sind.

Windkraftanlagen sind laut Cherid
nicht nur punktuelle Eingriffe, sondern
haben abseits dessen in ihrer Ausdeh-
nung von mehreren Hektar Fläche auch
immense Auswirkungen auf die Tier-

welt. Indes verdeutlichte Martin Hir-
ning, Klimaschutzmanager in Ofters-
heim, seineMeinungzudemThema.Wenn
im Jahr 2033 das Großkraftwerk Mann-
heim die Kohle befeuerten Öfen ausge-
hen lasse, dann gehe eine elektrische Er-
zeugungskapazität von entsprechend 675
Windrädern à 3,7 Megawatt verloren.
Zudem gibt es das Aus für das Kohle-
kraftwerk in Heilbronn für 2026, bei dem
zur Zeit laut Hirning ein neuer Kraft-
werksblock allerdings als Gaskraftwerk
entsteht. Jenes Kraftwerk werde unbe-
dingt zur Überbrückung von Sonne und
Windflauten benötigt und erfordert für
eine Grüngasrückverstromung etwa 820
Windräder à 3,7 Megawatt.

Laut Hirning wurde im Abschluss-
bericht „Potenzialanalyse Erneuerbare
Energien im und für den Rhein-Neckar-
Kreis“ ohne die Städte Heidelberg und
Mannheim ein Potenzial von 405 Wind-
rädern in Flächen mit und ohne Res-
triktionen ermittelt. Laut Hirning liegt
jener Abschlussbericht jedem Bürger-
meister im Rhein-Neckar-Kreis vor und
es wurde eine Kooperationsvereinba-
rung mit dem Rhein-Neckar-Kreis
unterschrieben. Mit jener Zahl der Wind-
anlagen, 49 Quadratkilometern Freiflä-
chen-Photovoltaikanlagen und zudem
acht Quadratkilometern an Dach-Pho-
tovoltaikanlagen erreiche man aller-
dings nur eine Deckung des Rhein-Ne-
ckar-Kreises von 93 Prozent mit erneu-
erbaren Energien, so Hirning.

Ein Vorschlag aus dem Auditorium
bestand darin, Wasserkraft etwa aus der
Steinach besser zu nutzen. Allerdings
verfügt die Steinach über eine viel zu ge-
ringe mittlere Abflusslänge. Zudem gab
Edith Spielmann noch einen kleinen Ein-
blick über die Mopsfledermaus, anschlie-
ßend folgte eine Diskussionsrunde.

Im Namen des BUND Steinachtal begrüßte Jochen Schwarz die Besucher. Foto: A. Dorn

Windpark:
Neckargemünd
will mitmachen

Lammerskopf: Stadt beteiligt sich
an Artenschutz-Untersuchung

Neckargemünd. (cm) Die Stadt am Ne-
ckar geht den nächsten Schritt, um sich
an einem möglichen Windpark auf dem
Lammerskopf zwischen Heidelberg und
Schönau zu beteiligen (siehe auch wei-
terer Artikel zum Thema). Der Gemein-
derat hat in seiner jüngsten öffentlichen
Sitzung einstimmig bei einer Enthaltung
von Giuseppe Fritsch (fraktionslos) be-
schlossen, die Stadtwerke Heidelberg
Energie GmbH als Projektierer des
Windparks zu bitten, bei den anstehen-
den Untersuchungen zu Natur- und Ar-
tenschutz und der generellen Machbar-
keit ein Flurstück im Distrikt „Felsen-
berg“ auf Neckargemünder Gemarkung
mit einzubeziehen. Zudem will sie über
das Ergebnis der Untersuchungen und
den weiteren Verlauf informiert werden.

Bereits in der Bürgerfragestunde war
das nicht unumstrittene Vorhaben The-
ma. Reinhard Ding vom Verein Birn-
baum will eine Bürgerinitiative ins Le-
ben rufen und fragte, warum die Bürger
nicht zu einem „Forum“ über die Pla-
nungen zum Windpark eingeladen wer-
den. Er mutmaßte, dass der Gemeinderat
hinter verschlossenen Türen über den
Windpark diskutiert habe und das Gre-
mium wohl etwas zu „verbergen“ habe.

Dem widersprach Bürgermeister
Frank Volk und meinte, Ding stelle die
Fakten nicht richtig dar. So wolle er als
Bürgermeister kein Grundstück „ver-
scherbeln“, wie behauptet werde. „Der
Souverän ist der Gemeinderat“, betonte
Volk. „Und dieser hatte einstimmig be-
schlossen, unter Umständen das Neckar-
gemünder Grundstück mit einzubrin-
gen.“ Auf diesem Flurstück seien auch
nicht zwei bis vier Windräder möglich,
sondernnurwohleinRotor.Undauchdies
sei noch nicht klar. „Ich bin kein Freund
von Windrädern im Wald“, sagte Volk.
Aber auch diese gehörten zur Klima-
wende genauso wie Photovoltaik und die
Nutzung von Flussenergie. „Man kann
nicht immer nur auf andere zeigen, son-
dern muss bereit sein, einen Teil dazu bei-
zutragen“, meinte der Bürgermeister.
Wenn auf dem Lammerskopf ohnehin
Windräder gebaut werden, wolle man da-
bei sein. Unter Applaus sagte Volk, dass
niemand Wald sinnlos zerstören werde.

Grundstück ist 13 Hektar groß

Dann ging es um die Entscheidung.
Volk berichtete, dass die Stadtwerke als
„Projektführer“ für das Konsortium mit
den Energiegenossenschaften derzeit die
artenschutzrechtliche Untersuchung
über die 600 Hektar große Fläche plane,
die dem Land Baden-Württemberg ge-
höre. Diese liege ausschließlich auf den
Gemarkungen von Schönau und Heidel-
berg. Die Stadtwerke hätten nun um eine
Entscheidung gebeten, ob das angren-
zende Neckargemünder Grundstück mit
einbezogen werden soll. Dieses sei 13
Hektar groß. „Der Anteil an der Ge-
samtfläche ist also verschwindend ge-
ring“, meinte Volk. Die Stadtwerke wür-
den das Neckargemünder Grundstück
kostenlos untersuchen. Danach wisse
man, wie es weitergeht.

„Der Vorschlag ist weise und rich-
tig“, lobte Hermino Katzenstein (Grüne)
und betonte: „Wir machen faktenbasier-
te und nicht gerüchtebasierte Politik.“
Die Grünen würden für ein Windrad
stimmen, wenn die artenschutzrechtli-
chen Untersuchungen gut ausfallen. Ma-
ximilian Bernauer (CDU) brachte ins
Spiel, die Förster wegen des besten
Standorts für ein Windrad einzubinden.
Bürgermeister Volk hielt dies für zu früh.
Er stehe jedoch mit dem Revierförster in
Kontakt, es gebe in dem Bereich bereits
„Rodungsinseln“, die man nutzen könne.
„Dort könnten Windräder entstehen, oh-
ne viele Bäume fällen zu müssen“, so Volk.
Dies sei insgesamt auch billiger. Win-
fried Schimpf (SPD) merkte an, dass das
Neckargemünder Grundstück nicht Teil
des streng geschützten Flora-Fauna-Ha-
bitat-Gebiets sei. „Deshalb ist es ja auch
interessant“, ergänzte Volk.

„Wir wollen Geld verdienen und zer-
stören dafür Wald“, gab Giuseppe Fritsch
(fraktionslos) zu bedenken. Viele Bürger
seien gegen den Windpark. Es gelte, bes-
sere Lösungen zu finden und keinen
Schnellschuss zu machen. „Wer ein Gut-
achten in Auftrag gibt und es bezahlt, hat
einen Vorteil“, meinte er. „Große Kon-
zerne haben sich nicht für den Lam-
merskopf interessiert.“ Dem wider-
sprach Bürgermeister Volk: „Das ist de-
finitivfalsch.“EsgehederStadtnichtums
Geldverdienen. Steffen Wachert (Freie
Wähler) warnte davor, falsche Behaup-
tungen in den Raum zu stellen: „Das wirft
ein schlechtes Licht auf uns alle.“ Marco
La Licata (Linke) hielt das Vorgehen für
sinnvoll und signalisierte Zustimmung.
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